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Umweltpolitik sollte die sozialdemokratisch-öko-
logische Wohlfühlgesellschaft verwirklicht wer-
den. Auf die zentrale Frage, wie Wachstum und
Arbeit geschaffen werden kann, blieb Rot-Grün
die Antwort schuldig.

Die Regierung Schröder hinterlässt eine schwere
Erbschaft: Durch das ständige Bestreben, die
Menschen im Lande über die wahre Lage hinweg-

zutäuschen, hat Rot-Grün eine enor-
me Schieflage der sozialen Sicher-
rungssysteme und der Staatsfinanzen
heraufbeschworen. Statt notwendige
Reformen aus einem Guss auf den
Weg zu bringen, wurden immer neue
Löcher in den Sozialkassen kaschiert
oder mit immer neuen Schulden ge-
stopft. Zugleich verschwanden die
letzten Spielräume für Investitionen
in Zukunftsbereiche wie Bildung, For-
schung und Infrastruktur. Rot-Grün hat
auf Kosten der kommenden Generatio-
nen von der Substanz gelebt und da-
bei die Zukunft des Landes belastet.

Gerhard Schröder hat mit Inszenierungen ver-
sucht, von der Konzeptionslosigkeit seiner Politik
abzulenken. Die Menschen haben dabei zunächst
das Verständnis für diese Politik und schließlich
das Vertrauen in diese Regierung verloren. Zu
Recht, denn Rot-Grün ist auf allen Politikfeldern
grandios gescheitert.
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Das Wirtschaftswachstum hat sich von durch-
schnittlich 2,2% (1990–1998) auf 1,2% (1999–
2005) fast halbiert. Deutschland ist das wachs-
tumsschwächste Land in Europa geworden. Die
von der Bundesagentur für Arbeit registrierte
Arbeitslosigkeit liegt bei knapp 5 Millionen. Sie
hat auch nach alter Zählweise gegenüber Mitte
1998 um rund 400.000 zugenommen. Die Neuver-
schuldung des Bundes hat sich von 29 Milliarden
Euro 1998 auf rund 40 Milliarden Euro im Jahr
2004 erhöht, die Investitionen des Bundes sind
hingegen um 30% zurückgegangen.

Dies ist vor allem die Bilanz einer Politik, der von
Anfang an jeglicher Kompass fehlte. Zunächst
machte Schröder mit Oskar Lafontaine wichtige
Reformschritte der Regierung Kohl bei Arbeits-
markt, Gesundheit und Rente rückgängig. Dann
folgte die „Politik der ruhigen Hand“. Erst nach
schweren Wahlniederlagen und auf Druck der 

Opposition versuchte sich der Bundeskanzler viel
zu spät und viel zu zaghaft an notwendigen Ver-
änderungen. Dafür aber fehlte ihm die Gefolg-
schaft der eigenen Partei.

Viele kleinteilige Maßnahmen der rot-grünen Bun-
desregierung verfehlten die erhoffte Wirkung;
weil sie zerredet wurden, fehlerhaft waren oder
schlicht im Widerspruch zu anderem standen. Hin-
zu kamen immer wieder wachstumsfeindliche Pro-
jekte, die allein dazu dienten, linke Ideologie um-
zusetzen und die rot-grüne Klientel zu befriedigen.

Anstatt unser Land für die Zukunft fit zu machen,
haben SPD und Grüne sich daran erfreut, die Ge-
sellschaft mit ihren Lieblingsprojekten ideolo-
gisch umzugestalten. Mit Maßnahmen wie dem
Zuwanderungsgesetz in seiner ursprünglichen
Form oder dem Anti-Diskriminierungsgesetz so-
wie durch eine wachstumsfeindlich ausgestaltete

EINLEITUNG1
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Die Regierung Schröder ist 1998 mit dem Anspruch angetreten, nicht alles anders, aber
vieles besser zu machen, vor allem aber die Arbeitslosigkeit zu senken. Nach sieben
Jahren Rot-Grün sieht die Bilanz düster aus: Die Lage in Deutschland hat sich fast in jeder
Hinsicht verschlechtert.
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Selbst in Zeiten anziehender Konjunktur werden
in Deutschland keine neuen Arbeitsplätze ge-
schaffen. Stattdessen sind in den letzten Jahren
Tag für Tag rund 1.000 sozialversicherungspflich-
tige Arbeitsplätze verloren gegangen.

Zur Schwächung des Arbeitsmarkts haben zu-
nächst ideologisch begründete Fehlentscheidun-
gen der Anfangszeit der Regierung Schröder bei-
getragen. Mit dem Scheinselbständigkeitsgesetz
und der faktischen Abschaffung der sozialversi-
cherungsfreien 325-Euro-Jobs schuf Rot-Grün
beschäftigungshemmende Bürokratie und kippte
ohne Not eine wirksame beschäftigungsfördern-
de Maßnahme der Vorgängerregierung.

VERFEHLTE SCHRITTE

Lange hat die Regierung Schröder versucht, das
Desaster in der Arbeitsmarktpolitik zu vertuschen.
Immer neue „Hartz-Module“ und kosmetische
Maßnahmen erwiesen sich als untauglich. Weder
die Einführung der „Personal-Service-Agentur“,
noch das Programm „Kapital für Arbeit“ oder die
Umbenennung der „Bundesanstalt für Arbeit“ in

„Bundesagentur für Arbeit“ trugen zu einer spür-
baren Besserung bei. Die einzigen echten Fort-
schritte, die erzielt werden konnten, gehen auf
die Initiative der Union zurück. Mit dem Einkas-
sieren der Regelungen zur Scheinselbständigkeit
und der Einführung der Mini-Jobs wurde Rot-Grün
wenigstens in einem Teilbereich zu sinnvollen
Korrekturen in der Arbeitsmarktpolitik gezwungen.
Und immer wieder führte Rot-Grün rückwärtsge-
wandte Debatten. So ist die von SPD und Gewerk-
schaften nach wie vor diskutierte Einführung von
gesetzlichen Mindestlöhnen ebenso ökonomisch
verfehlt wie die als Drohkulisse weiter am Leben
gehaltene Idee einer Ausbildungsplatzabgabe, die
zu nichts anderem führen würde, als zu zusätzlicher
Belastung für Unternehmen und neuer Bürokratie.

REFORMEN GREIFEN ZU KURZ UND
WERDEN VERWÄSSERT

Erst unter dem Eindruck schwerer Wahlnieder-
lagen legte Gerhard Schröder im Rahmen der
„Agenda 2010“ ein Konzept vor, das wenigstens
in Ansätzen den Willen zu einer aktivierenden
Arbeitsmarktpolitik erkennen ließ. Die seit langem
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Gerhard Schröder ist im Herbst 1998 mit folgen-
dem Anspruch angetreten: „Wenn wir es nicht
schaffen, die Arbeitslosenquote signifikant zu
senken, dann haben wir es weder verdient, wie-
dergewählt zu werden, noch werden wir wieder-
gewählt.“ Damals waren 3,9 Millionen Menschen

ohne Job. Heute – im Frühjahr 2005 – sind 4,8
Millionen Arbeitslose bei der Bundesagentur
registriert. Das Fazit kann nur lauten: Sieben
Jahre Kanzlerschaft Schröder sind sieben
verlorene Jahre für den Arbeitsmarkt. Das
sind sieben Jahre enttäuschter Hoffnungen.

MASSENARBEITSLOSIGKEIT2
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ständigen Kritik von Seiten der SPD-Linken die für
2006 bereits festgelegten kürzeren Bezugszeiten
beim Arbeitslosengeld (von heute max. 32 auf
künftig 12 bzw. 18 Monate für über 55-jährige)
noch einmal um 2 Jahre bis 2008 verschieben.
Damit soll ein wesentlicher Aspekt von Hartz IV
zu Lasten der Beitrags- und Steuerzahler dem
Linkspopulismus geopfert werden.
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von der Union geforderte Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe (Hartz IV) mit dem
Ziel des Förderns und Forderns ist ein Schritt in
die richtige Richtung. Allerdings sprang
Schröder auch hier zu kurz: So wurde die sinn-
volle Verlagerung der Zuständigkeit für die Lang-
zeitarbeitslosen in die Kommunen ebensowenig
aufgegriffen wie die Möglichkeit einer weiterge-
henden Entriegelung des Arbeitsmarktes in Form
von betrieblichen Bündnissen für Arbeit und
einer Flexibilisierung des Kündigungsschutzes.

Mit den „1-Euro-Jobs“ wird seit Anfang 2004 ein
Instrument im Übermaß angewendet, das zum
einen die Beschäftigungsstatistik schönt und
zum anderen zur Verdrängung von sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsplätzen führt. Die Bun-
desregierung hat nicht die Chance ergriffen, die
mit Hartz IV erzielten Einsparungen zu einer
Senkung des Beitrags zur Arbeitslosenversiche-
rung zu nutzen, um den Faktor Arbeit auf der Ab-
gabenseite zu entlasten. Und zu allem Überfluss
will die Bundesregierung unter dem Eindruck der
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Arbeitslose in Deutschland (jeweils Februar)
Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
Quelle: Bundesagentur für Arbeit; Juni-Wert des jeweiligen Berichtsjahres
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Die deutsche Wirtschaft ist in den sieben Jahren
unter Gerhard Schröder in anhaltende Stagnation
verfallen und hat sowohl im europäischen als
auch im globalen Vergleich den Anschluss verlo-
ren. Nachdem sich die Konjunktur 2002 und 2003
am Rande der Rezession bewegte, erreichte
Deutschland im vergangenen Jahr bei einem
Wachstum von 4,9% weltweit und 2,4% in der
EU nur ein Plus von 1,6%. Für 2005 sehen alle
Prognosen wieder einen Rückfall auf unter 1%.
Kernproblem der deutschen Volkswirtschaft sind
Rahmenbedingungen, die das Wachstum hem-
men, statt es zu fördern: Verkrustete Strukturen
in den Sozialsystemen und am Arbeitsmarkt,
steigende Lohnnebenkosten, ein Übermaß an
Bürokratie und zu geringe staatliche Investitio-
nen in Innovation und Infrastruktur.

STEUERN, ABGABEN, ÜBERREGULIERUNG

Deutschland weist im Kreis der EU-Mitglieds-
staaten noch immer eine überdurchschnittlich
hohe effektive Steuerbelastung der Unterneh-
menserträge auf. Allein die Ausgestaltung unse-
res Steuersystems als Muster von Überregulie-

rung ist ein wesentliches Hemmnis für Investitio-
nen. Die gestückelten Steuersenkungen der letz-
ten Jahre ohne Einbettung in eine echte Neu-
strukturierung des Steuersystems verpufften
ohne positive Effekte für Wachstum und Beschäf-
tigung. Zugleich hat es die Regierung Schröder
nicht geschafft, die kostenträchtigen Sozialab-
gaben spürbar und nachhaltig zu senken.

Stattdessen hat Rot-Grün im Laufe der vergange-
nen Jahre immer wieder neue Steuererhöhungen
ins Gespräch gebracht und zum Teil auch umge-
setzt: Mindestbesteuerung, höhere Erbschaftssteu-
er, eine Neuauflage der Vermögensteuer. Solche
und ähnliche Überlegungen von SPD und Grünen
haben Unternehmer und Investoren verunsichert.
Und in der Endphase ihrer Regierungsverantwor-
tung fällt der SPD nichts anderes ein, als eine
pauschale Kapitalismuskritik vom Zaun zu bre-
chen und bereits zugesagte Entlastungen bei der
Unternehmensbesteuerung auf Eis zu legen.

„Dank“ der Energiepolitik der Regierung Schröder
liegen die deutschen Energiepreise 50% über
dem EU-Durchschnitt. Die Investitions- und Inno-

LAHME WIRTSCHAFT DURCH
SCHLECHTE RAHMENBEDINGUNGEN
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vationsanstrengungen der deutschen Wirtschaft
werden durch bürokratische Hemmnisse im Pla-
nungsbereich und innovationsschädliche Umwelt-
und Verbraucherschutzgesetze ausgebremst. Ins-
besondere die unternehmerische Forschung hat
darunter gelitten: Betrugen die Steigerungsraten
hier Ende der 90er-Jahre noch 10%, sind sie un-
ter Rot-Grün kontinuierlich gesunken und 2004

bei einem Minus von 1,7% angelangt.

MANGELNDE INVESTITIONEN IN
DIE INFRASTRUKTUR

Die für 2005 geplante Investitionsquote im
Bundeshaushalt beträgt magere 8,9% – im Ver-
gleich zu 1998 ist der Investitionsanteil an den

Ausgaben des Bundes um über 20%
gesunken. Das wirkt sich vor allem nega-
tiv auf die Infrastruktur aus. Mit sinken-
den Investitionen in die Verkehrswege
verspielt Rot-Grün Deutschlands Chancen.
Der Ende 2003 vorgelegte Verkehrs-
wegeplan wird dem tatsächlichen Bedarf
nicht gerecht. Von der angekündigten und
notwendigen Verstetigung der Finanz-
mittel für den Verkehrswegebau ist nichts
zu sehen. Damit fehlt Planungssicher-
heit für Straße, Schiene und Wasser-
straße. Allein im Haushaltsjahr 2005 sind
die Verkehrsinvestitionen trotz erwarte-
ter zusätzlicher Einnahmen aus der Lkw-
Maut in Höhe von 3 Milliarden Euro um
mehr als 500 Millionen Euro gegenüber
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dem Vorjahr gekürzt worden. Die Maut-
einführung in Deutschland ist ein signi-
fikantes Beispiel standortschädigender
rot-grüner Chaospolitik. Ein wegen der
Bun-destagswahl 2002 voreilig geschlos-
sener Vertrag zu Lasten des Steuerzah-
lers versetzte die Bundesregierung in eine
schlechte Verhandlungsposition. Die Folge:
Statt 2003 wurde die Mauteinführung erst
zum 1.1.2005 realisiert und dann auch nur
in einer abgespeckten Version. Durch den
Wegfall der erwarteten Mauteinnahmen
entstand ein immenser materieller Scha-
den. Darüber hinaus ging der Mautskan-
dal zu Lasten des Ansehens des Techno-
logiestandorts Deutschland.

Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate 1998-2004
Quelle: Eurostat

Unternehmens-Insolvenzen in Deutschland
Quelle: Statistisches Bundesamt, BDIU
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der Bund mehr als 100 Millionen Euro Zinsen
zahlen. Jedes Kind kommt heute mit 16.500 Euro
Schulden auf die Welt. Eine solche Politik belastet
die Zukunftschancen der nächsten Generation.

PLANMÄSSIGE TÄUSCHUNG

Schon der von der Regierung behauptete Umfang
des so genannten „Sparpakets“ aus dem Jahr
2000 hielt einer näheren Überprüfung nicht stand.
In den Raum gestellt wurden seinerzeit Einspa-
rungen im Volumen von rund 30 Milliarden DM.
Nach Auffassung nahezu aller Wirtschaftsfor-
schungsinstitute belief sich der tatsächliche
Umfang der Sparmaßnahmen allenfalls etwa auf
ein Drittel dieser Summe. Zwei Drittel entfielen
auf Luftbuchungen, Verschiebungen auf andere
Ebenen innerhalb des Haushalts, Übertragung
von Belastungen auf Länder, Kommunen und So-
zialsysteme oder ähnliche Tricks. 

Spätestens seit 2001 hat Finanzminister Eichel
die Öffentlichkeit dann planmäßig über den Um-
fang des laufenden Defizits im Bundeshaushalt
getäuscht. Die durch Steuermindereinahmen und

nicht gedeckte Ausgaben immer kritischere Si-
tuation wurde mit Einmalerträgen aus der Privati-
sierung von Bundesbesitz (Aktien von Post und
Telekom) sowie aus der Veräußerung künftiger
Forderungen kaschiert. Das führt mit Blick auf
das Jahr 2005 zu der geradezu aberwitzigen
Situation, dass im Haushaltsplan des Bundes nur
eine Nettokreditaufnahme von rund 22 Milliar-
den Euro ausgewiesen wird, während die tat-
sächliche Lücke zwischen laufenden Einnahmen
und laufenden Ausgaben bei bis zu rund 60 Mil-
liarden Euro liegt. Dieses strukturelle Defizit ist
die verheerende Erbschaft von sieben Jahren rot-
grüner Haushalts- und Finanzpolitik.

Seit 2002 hat Deutschland in jedem Jahr die
Euro-Stabilitätskriterien verfehlt. Um sich Luft zu
verschaffen, hat die Regierung Schröder maß-
geblich dazu beigetragen, den Europäischen Sta-
bilitäts- und Wachstumspakt aufzuweichen. Die
Neuinterpretation der Maastricht-Regeln rüttelt
an den Grundpfeilern der Europäischen Wirt-
schafts- und Währungsunion, der vertraglichen
Verpflichtung eines jeden Mitgliedslandes des
Euroraums zu ausgeglichenen Haushalten und zur

Der Umgang der rot-grünen Bundesregierung mit
der Staatskasse ist eine Geschichte fortwähren-
der Täuschung und Schönfärberei. Angetreten
mit dem Ziel, die Neuverschuldung bis zum Jahr
2006 auf Null zu fahren, hinterlässt die Regie-

rung Schröder nichts als Schuldenberge. Diese
Bundesregierung hat seit 1998 rund 180 Milliar-
den Euro neue Schulden gemacht. Damit ist der
Schuldenstand des Bundes unter Rot-Grün auf
890 Milliarden Euro gestiegen. Tag für Tag muss

STAATSFINANZEN ZERRÜTTET4
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all seinen Auswirkungen auf Handwerk
und Mittelstand ist ein wesentlicher Fak-
tor für die anhaltende Wirtschafts- und
Beschäftigungskrise in Deutschland.
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Vermeidung von übermäßigen Defiziten. Der Sta-
bilitätspakt ist ein politisches Versprechen für dau-
erhaft solide Staatsfinanzen. Bundeskanzler Schrö-
der und Finanzminister Eichel sind von diesem
Versprechen abgerückt. Damit haben sie nicht nur
das Ziel der Schuldendisziplin aufgegeben, son-
dern gefährden auch noch die Stabilität des Euro.

SCHWIERIGE SITUATION DER 
KOMMUNALFINANZEN

Die rot-grüne Bundesregierung hat mit
ihrer verfehlten Finanzpolitik auch Städte,
Gemeinden und Landkreise in eine
schwere Finanzkrise geführt. Um die ei-
genen Gestaltungsspielräume auf Kosten
der Kommunen auszuweiten, hat die Bun-
desregierung strukturelle Defizite der
bundesstaatlichen Finanzordnung in bei-
spielloser Weise ausgenutzt. Die Ein-
schnitte in die kommunalen Einnahmen
(z. B. die temporäre Erhöhung der Gewer-
besteuerumlage) und die Aufgaben- und
Kostenverlagerung auf die Kommunen
(z. B. Grundsicherung, Kinderbetreuung)
führten zum faktischen Aushöhlen des

kommunalen Selbstverwaltungsrechts. Der ra-
sante Anstieg kommunaler Pflichtaufgaben im
sozialen Bereich auf der Grundlage von Bundes-
gesetzen ist eine der Hauptursachen für den dra-
stischen Rückgang bei allen freiwilligen Selbst-
verwaltungsaufgaben. Der damit verbundene
Niedergang der kommunalen Investitionen mit

16>>>

Neuverschuldung des Bundes (in Mrd. Euro)
Quelle: BMF

Gesamtstaatliches Defizit in % des BIP
Quelle: Statistisches Bundesamt (22.02.2005)

Investitionen des Bundes
(Angaben in Mrd. Euro)

Investitionsquote
(= investive Ausgaben im Verhältnis zu den
gesamten Bundesausgaben)
Quelle: BMF
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angehoben werden. Um den Beitragssatz zu sta-
bilisieren, erfand Rot-Grün das Prinzip „Tanken
für die Rente“. Die von der rot-grünen Bundes-
regierung zur Finanzierung der Rentenkasse ein-
geführte Ökosteuer hat sich in ihrer jetzigen Form
von Anfang an als verfehlt und unausgegoren
erwiesen. Sie belastet Bürger und Unternehmen
erheblich zusätzlich und beeinträchtigt deren
Leistungsfähigkeit, ohne eine ökologische Len-
kungswirkung zu entfalten.

REFORMSTÜCKWERK OHNE WIRKUNG

Die Kürzungsfaktoren (Riester-Faktor und Nach-
haltigkeitsfaktor), die Rot-Grün mit ihren Renten-
Reformen in die Anpassungsformel eingefügt
hat, um viel zu spät einen Ersatz für den besei-
tigten Demographischen Faktor zu schaffen, sind
ohne Wirkung verpufft und werden von maßgeb-
lichen Experten bereits heute wieder in Frage
gestellt. Fazit: Es gibt keinen verlässlichen Regel-

mechanismus mehr bei der Rentenan-
passung. Mit der Reform 2004 hat Rot-
Grün das Sicherungsniveau der gesetz-
lichen Rente für die jüngere Generation
massiv abgesenkt.

Gleichzeitig funktioniert die – im Ansatz
richtige – kapitalgedeckte „Riester-
Rente“ nicht, weil sie zu kompliziert und
bürokratisch umgesetzt wurde. Von 40
Millionen Förderberechtigten haben bis-
lang nur rund 6 Millionen eine Riester-
Rentenversicherung abgeschlossen.

>>>19

Die Gesetzliche Rentenversicherung ist unter
Rot-Grün in die schwerste Finanzkrise ihrer Ge-
schichte geraten. In Folge einer völlig verfehlten
und konzeptionslosen Rentenpolitik konnte weder
ein verlässliches Renteniveau gesichert noch eine
wirkliche Stabilisierung des Beitragssatzes er-
reicht werden.

Gerhard Schröder startete seine Kanzlerschaft
1998 mit einer gravierenden rentenpolitischen
Fehlentscheidung: Um sein populistisches Wahl-
versprechen zu erfüllen, nahm er den Demogra-
phischen Faktor in der Rentenversicherung ohne
adäquaten Ersatz zurück. Dies hat er dann im Jahr
2003 selbst als falsch bezeichnet. Doch der lapidar
eingestandene Fehler wog schwer: Das Finanzge-
füge geriet unweigerlich auf die schiefe Bahn.

MEHRFACHE BELASTUNG
DER RENTNER …

Zu spüren bekamen dies zunächst die Rentner:
Schon im Jahr 2000 reichten die Mittel der Ren-
tenkasse nur noch für eine Rentenanpassung nach
der Inflationsrate. Durch das fehlende Wirtschafts-

wachstum und die hohe Arbeitslosigkeit müssen
die Rentner in den Jahren 2004 und 2005 weitere
Nullrunden hinnehmen. Damit sinken die Netto-
Renten sogar, denn seit letztem Jahr zahlen die
Rentner den vollen Pflegebeitrag und müssen ab
Mitte 2005 in der Krankenkasse den Sonderbei-
trag für Zahnersatz und Krankengeld tragen.

… OHNE ENTLASTUNG
DER BEITRAGSZAHLER

Mit der Rentenreform 2001 wollte die Bundesre-
gierung den Rentenbeitrag stabilisieren. Dies ist
nur ansatzweise mit folgenschweren Tricks und
der Verlagerung der finanziellen Belastung der
Bürger in andere Bereiche gelungen.

Die unverantwortliche Absenkung der Schwan-
kungsreserve auf inzwischen nur noch 0,2 Mo-
natsausgaben hat die Finanzkrise der Rentenkasse
verstärkt. Ohne diese Notmaßnahme wäre schon
2004 ein Anstieg des Rentenbeitrages auf 20,3 %
erforderlich gewesen. Und auch mit dieser Not-
maßnahme müsste im nächsten Jahr der Renten-
beitrag ohne Gegensteuern auf mindestens 20 %

RENTENFINANZEN AUS DEN FUGEN5
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Leistungen des Bundes zur Rentenversicherung
(inklusive Beiträge für Kindererziehungszeiten
in Mrd. Euro) Quelle: VDR
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tragen. Die rot-grüne Koalition hat sich nachträg-
lich vom Prämienmodell beim Zahnersatz verab-
schiedet. Dies zeigt, dass der Regierung Schröder
der Mut und Wille zum Beschreiten neuer Wege
fehlt. Das GKV-Modernisierungsgesetz hat kurz-
fristig Entlastung verschafft. Es reicht jedoch
nicht aus, das System langfristig auf eine neue
Basis zu stellen. 2005 drohen schon wieder
Mehrausgaben in Milliardenhöhe. Vor allem aber
weigert sich Rot-Grün, die Gesundheitskosten von
den Arbeitskosten zu entkoppeln.

PFLEGEVERSICHERUNG:
STILLSTAND UND STÜCKWERK

In der Pflegeversicherung hat Kanzler Schröder
sieben Jahre lang nichts unternommen, um not-
wendige Leistungsverbesserungen für die Pflege-
bedürftigten, insbesondere für Demenzkranke, vor-
zunehmen und um die Finanzbasis der Pflegever-
sicherung zukunftstauglich zu machen. Eine stei-
gende Zahl Pflegebedürftiger, zunehmender Be-
darf umfangreicherer Pflege und ein langsamerer
Anstieg der Beitragseinnahmen infolge anhalten-
der Arbeitslosigkeit und geringer Lohnzuwächse

zehren die Substanz der Pflegekasse auf. Bei dieser
Entwicklung werden die Rücklagen im Jahr 2008
verschwunden sein. Die Bundesregierung begeg-
nete dieser Problematik ohne ein klares Konzept:
Die Zweckentfremdung von Finanzmitteln und ver-
einzelte strukturelle Maßnahmen erwiesen sich
als kostentreibend und führten zu stärkerer Regle-
mentierung. Gleichzeitig wird die Versorgung der
Pflegebedürftigen immer schlechter. Die Forder-
rung des Bundesverfassungsgerichts, Familien mit
Kindern in der Pflegeversicherung besser zu stel-
len, hat Rot-Grün dazu missbraucht, Kinderlose ab
dem 1. Januar 2005 mit höheren Beiträgen zu
belasten, um höhere Einnahmen zu erzielen. Eine
Entlastung der Familien blieb dagegen aus.
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Der durchschnittliche Beitragssatz zur Gesetz-
lichen Krankenversicherung ist unter der rot-grü-
nen Bundesregierung von 13,6 % im Jahr 1998
auf 14,3 % im Jahr 2003 gestiegen. Trotzdem
haben die Krankenkassen in dieser Zeit eine
enorme Verschuldung angehäuft. Ende 2003
belief diese sich auf rund 8,3 Milliarden Euro. Im
Jahre 1998 hatte die unionsgeführte Bundes-
regierung der Regierung Schröder die GKV noch
mit Finanzreserven in Höhe von rund 4 Milliarden
Euro übergeben.

GESUNDHEIT:
AKTIONISMUS STATT GESAMTKONZEPT

Die Bundesregierung hat bis heute kein überzeu-
gendes Gesamtkonzept für eine Reform der ge-
setzlichen Krankenversicherung vorgelegt. Rot-
Grün hat daran festgehalten, die gesetzliche
Krankenversicherung aus den Arbeitskosten zu
finanzieren. Die Versicherungsbeiträge wirken so
wie eine zweite Lohnsteuer. Die Regierung
Schröder hat sich lange Zeit auf Aktionismus be-
schränkt und Stückwerk produziert, ohne dadurch
die prekäre finanzielle Situation der GKV nach-

haltig zu verbessern. Das von der unionsgeführ-
ten Bundesregierung verfolgte Ziel, im Gesund-
heitssystem ein größeres Maß an Selbstbestim-
mung und Eigenverantwortung bei Erhalt einer
qualitativ hochwertigen Gesundheitsversorgung
durchzusetzen, hat Rot-Grün aufgegeben. Statt-
dessen wurde unser freiheitliches Gesundheits-
wesen schrittweise in ein staatlich gelenktes bü-
rokratisches Gesundheitssystem überführt. Immer
neue Pseudo-Reformen, Einzelmaßnahmen und
Nachbesserungen erwiesen sich als untauglich.
Die zahlreichen dirigistischen Eingriffe haben die
Qualität der Versorgung beeinträchtigt, das Arzt-
Patientenverhältnis belastet, bei Patienten und
Ärzten gleichermaßen Frustration hervorgerufen
und dennoch keine Einspareffekte erzielt. 

Erst gemeinsam mit der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion ist es gelungen, die Erosion der GKV-Fi-
nanzen und den Anstieg der Beitragssätze we-
nigstens zu stoppen (2003: 14,3 %; 2004: 14,2 %).
Den Kompromiss mit der Bundesregierung beim
GKV-Modernisierungsgesetz hat die Union als
notwendigen Beitrag zur Stabilisierung der
Finanzen und Senkung der Beitragssätze mitge-

KRANKE KASSEN BEI GESUNDHEIT UND PFLEGE6
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stadium hinausgekommen. Der von Rot-Grün
betriebene Ausstieg aus der Kernforschung scha-
det Deutschland. Während weltweit Kraftwerke
neuen Typs gebaut werden und weitere Inno-
vationen anstehen, stammt die letzte deutsche
Diplomarbeit in der Kerntechnik aus dem Jahr
2001. Es dauert 10 Jahre bis Deutschland ein-
holen kann, was es unter Rot-Grün bei der
Kernforschung verpasst hat. Der Fadenriss ist
sichtbar und von Rot-Grün zu verantworten. 

OFFENBARUNGSEID IN DER 
HOCHSCHULPOLITIK

An den Hochschulen wird sich die Zukunft unseres
Landes entscheiden. Sie brauchen mehr Freiheit
und ein neues Finanzierungssystem, um sich
im internationalen Wettbewerb entwickeln
zu können. Doch unter Rot-Grün sind Deutsch-
lands Hochschulen zurückgeworfen worden.
Die Hochschulbaufördermittel des Bundes
sind seit 2002 von 1,1 Milliarden Euro auf real
860 Millionen Euro 2005 gesunken. Nach
Analyse des Wissenschaftsrates klafft mitt-
lerweile eine Lücke von mehr als 1 Milliarde

Euro bei Neubau und Sanierung der Hochschulen.

Statt Freiheit und Wettbewerb hieß die ideolo-
gisch ausgerichtete Hochschulpolitik von Rot-Grün:
Studiengebührenverbot und Abschaffung der Ha-
bilitation. Das Bundesverfassungsgericht hat
diese Vorhaben endlich zu Fall gebracht. Aber
durch die unklare Lage bei der Juniorprofessur
wurden viele Nachwuchswissenschaftler verunsi-
chert und sind ins Ausland abgewandert. Die
Ablehnung von sozialverträglich ausgestalteten
Studiengebühren und die Einschränkungen bei
der Drittmitteleinwerbung wirken sich finanziell
aus: Den Hochschulen fehlen ohne private Mittel
3 bis 4 Milliarden Euro jährlich.
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Nur mit Forschung und Innovation kann Deutsch-
land im internationalen Wettbewerb bestehen.
Doch in Deutschland wird zu wenig in diese Be-
reiche investiert. Unsere Innovationsbudgets sind
im internationalen Vergleich zu gering und wer-
den den Herausforderungen einer hochtechnolo-
gischen Wissensgesellschaft nicht gerecht.

KÜRZUNG DER FORSCHUNGSMITTEL

Bundeskanzler Schröder ist 1998 angetreten, die
Ausgaben für Forschung und Entwicklung zu ver-
doppeln. Aus dem Verdopplungsversprechen ist
eine reale Kürzung geworden. Von 1998 bis 2004
hat die Bundesregierung die Forschungsausga-
ben lediglich um 7,7 % gesteigert. Die Inflations-
rate lag im selben Zeitraum bei 8,4 %. Besonders
gravierend ist der Rückgang in den letzten Jahren.
In den Jahren 2002 und 2003 lag der nominale
Zuwachs bei Null, 2004 wurden 2,8 % gekürzt.

VERTREIBUNG VON FORSCHUNG UND 
ZUKUNFTSTECHNOLOGIEN

Das Ergebnis rot-grüner Politik ist der schlei-

chende Verlust technologischer Leistungsfähig-
keit. Nach der Produktion verlagern deutsche Un-
ternehmen auch Forschung und Entwicklung
zunehmend ins Ausland. Nach einer Studie des
DIHK forschen schon 33 % der Unternehmen im
Ausland und weitere 17 % planen die Auslage-
rung in den nächsten 3 Jahren, wenn nichts Ent-
scheidendes passiert.

Das Gentechnikgesetz wurde zum Ausstiegs-
erlass für die Grüne Gentechnik umfunktioniert.
Haftungsregelungen ohne klaren Bezug zur Ver-
schuldung machen Forschung und Anwendung in
Deutschland unnötig riskant. Wissenschaftler in
den Forschungseinrichtungen des Bundesminis-
teriums für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft erhalten Forschungsverbote und
Maulkörbe. Sie dürfen sich nicht an den Pro-
grammen der gentechnischen Sicherheitsfor-
schung beteiligen. Von den 72 wissenschaft-
lichen Freisetzungsversuchen 1999 sind noch 10
übrig geblieben. Während weltweit 70 bis 80
Millionen Hektar mit gentechnisch gezüchteten
Pflanzen bestellt sind, ist der Anbau in Deutsch-
land unter Rot-Grün nicht über das Erprobungs-

ZUKUNFTSVERHINDERUNG7
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Standorte zur Auswahl eines atomaren Endlagers
zu untersuchen. Die Untersuchung des Salzstocks
in Gorleben wurde unterbrochen. Ende 2002 hat
dann der von der Bundesregierung eingesetzte
„Arbeitskreis Auswahlverfahren Endlagerstand-
orte (AK End)“ einen Abschlussbericht vorgelegt.
Geschehen ist seitdem nichts. Bundesumweltmi-
nister Trittin hat wiederholt angekündigt, einen Ge-
setzentwurf zur Suche nach einem Endlager für
Atommüll vorzulegen, Eckpunkte dazu sollten im
Herbst 2004 vorgestellt werden. Passiert ist wie-
der nichts. Fazit: Auch hier trotz vieler An-
kündigungen kein Ergebnis.

ENERGIE UNNÖTIG VERTEUERT

Die von der Regierung Kohl durchgesetzte Liberali-
sierung des Strom- und Gasmarktes hatte zu deut-
lichen Strompreisentlastungen in Höhe von rund
7,5 Milliarden Euro geführt. Die deutschen Unter-
nehmen wurden dadurch im internationalen Wett-
bewerb gestärkt und die privaten Haushalte spür-
bar entlastet. Der Erfolg der Liberalisierung ist
durch die interventionistische Energiepolitik der
rot-grünen Bundesregierung konterkariert worden.

Anstatt den Energiepreis stabil zu halten und al-
ternative Energiegewinnung sinnvoll zu fördern,
hat die Regierung Schröder den Strom für Privat-
haushalte und Unternehmen unnötig verteuert: mit
neuen ungebremsten Subventionen für Windkraft-
anlagen auf der einen und der Abschaltung sicherer
und wirtschaftlicher Kernkraftwerke auf der ande-
ren Seite. Statt erneuerbare Energien sinnvoll zu
fördern, werden diese völlig unabhängig von ihrer
Wettbewerbsfähigkeit, Effizienz und Marktreife
hoch subventioniert. Die Zukunft der fossilen Brenn-
stoffe und die Möglichkeiten der Kernfusion wer-
den nicht untersucht. Eine offene, zukunftsgerechte
und marktbezogene Energieforschung war nie Be-
standteil der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundes-
regierung. Die staatliche Belastung der Strompreise
beträgt heute insgesamt rund 12 Milliarden Euro
– die Mehrwertsteuer nicht mitgerechnet. Die
Stromsteuer wird 2005 voraussichtlich 6,6
Milliarden Euro und das Energieeinspeisungsgesetz
(EEG) etwa 2,4 Milliarden Euro ausmachen. Damit
ist die Belastung allein durch das EEG 2005 acht
Mal so hoch wie 1998. Ein Drei-Personen-Haus-
halt zahlt im Jahr 2005 monatlich rund 54 Euro für
Strom – 21 Euro davon sind Steuern und Abgaben.
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Mit einer ideologischen und auf Konfrontation auf-
gebauten Umwelt- und Energiepolitik hat die rot-
grüne Bundesregierung in den vergangenen Jah-
ren Arbeitsplätze vernichtet, Investitionen behin-
dert und Wachstum verhindert. Anstatt ökologi-
sche und ökonomische Ziele in Einklang zu bringen,
setzte die Regierung Schröder auf Bürokratie und
Reglementierung. Statt EU-Richtlinien einfach eins-
zu-eins in nationales Recht umzusetzen, hat Rot-
Grün großen Ergeiz darauf verwandt, Richtlinien

zum Umwelt- und Klimaschutz zu verschärfen. Den-
noch hat die Bundesregierung in konkreten umwelt-
politischen Fragen ihre eigenen Vorgaben verfehlt.

KLIMASCHUTZZIEL VERFEHLT

1998 haben SPD und Grüne im Koalitionsvertrag
das Ziel ausgegeben, den CO -Ausstoß bis 2005
gegenüber 1990 um 25% zu senken. In ihrem Kli-
maschutzprogramm vom 18. Oktober 2000 hat die

Bundesregierung dieses Ziel bekräftigt.
Weder wurde das 25 %-Ziel erreicht, noch
wurde ein neues Klimaschutzprogramm
verabschiedet. Tatsächlich lag die Minder-
rung bis 2004 nur bei rund 18,5 %, wobei
zu berücksichtigen gilt, dass der CO -Aus-
stoß schon bis 1998 um 13 % unter dem
Ausgangswert von 1990 lag.

ENDLAGERSUCHE OHNE ERGEBNIS

Rot-Grün hat in der Koalitionsvereinbar-
rung aus dem Jahr 1998 angekündigt, ei-
nen nationalen Entsorgungsplan für radio-
aktive Abfälle zu erarbeiten und alternative

UMWELT UND ENERGIE:
IDEOLOGIE OHNE SINN UND VERSTAND

8
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EINSEITIGKEIT UND 
INNOVATIONSFEINDLICHKEIT

Die rot-grüne Bundesregierung hat eine einseiti-
ge Förderung des ökologischen Landbaus betrie-
ben. Doch obwohl die Öko-Landwirte durch-
schnittlich um 13.400 Euro höhere staatliche
Transferzahlungen als ihre konventionellen Kolle-
gen erhalten, liegt der Anteil des ökologischen
Landbaus zurzeit nur bei ca. 2,5 %. Das rot-grüne
Ziel eines Öko-Anteils von 20 % bleibt bloße
Utopie, kostet den Steuerzahler aber viel Geld.

In unverantwortlicher Weise hat das Verbrau-
cherschutzministerium Steuergelder für ideolo-
gisch motivierte Kampagnen verschleudert. Der
Bundesrechnungshof hat 2004 festgestellt, dass
das „Bundesprogramm ökologischer Landbau“
dazu dient, für grüne Politik zu werben, und in
keiner Weise geeignet ist, die Verbraucher sach-
gerecht zu informieren. Seit 2003 hat es rund 75
Millionen Euro gekostet. Trotz der Kritik des Bun-
desrechnungshofes sind dafür bis 2007 weiterhin
jährlich 20 Millionen Euro vorgesehen.

Unter dem Etikett Verbraucherschutz blockiert
Rot-Grün die grüne Gentechnik mit allen Mitteln.
So hat die Ministerin z. B. ihre Behörde angewie-
sen, einen gentechnischen Versuch bezüglich der
Resistenz von Äpfeln abzubrechen, und die recht-
lich einwandfreie Zulassung einer gentechnisch
veränderten Maislinie per Erlass gestoppt. An-
dererseits weigert sich Ministerin Künast öffent-
lich, die Zerstörung von Feldern mit gentechnisch
veränderten Pflanzen zu verurteilen.
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Seit ihrem Regierungsantritt im Januar 2001 hat
Bundesministerin Künast nicht den Dialog mit den
Landwirten und ihrem Berufsverband gesucht,
sondern in öffentlichen Auftritten gegen sie pole-
misiert. Die von Rot-Grün propagierte „Agrar-
wende“ ist von Fachleuten von Anfang an kriti-
siert worden, aber Sachverstand war gar nicht
gefragt: Knapp ein Jahr nach ihrem Amtsantritt
traten die Mitglieder des wissenschaftlichen
Beirates beim Bundesministerium für Verbrau-
cherschutz, Ernährung und Landwirtschaft ge-
schlossen zurück. Auch in der rot-grünen Per-
sonalpolitik in Ministerium, Ämtern und Insti-
tutionen galt das Motto: ideologische Überzeu-
gung vor Sachverstand. Mit diesem Verhalten hat
die Ministerin in der Branche ein tiefes Miss-
trauen gegenüber der Politik erzeugt, welches
das Investitionsklima in der Landwirtschaft fast
erstickt hat. 

VERHEERENDE BILANZ

Unter Rot-Grün sterben Bauernhöfe. Besonders
betroffen sind die bäuerlichen Familienbetriebe
bis 50 Hektar. Von diesen haben allein von 2003

auf 2004 5,4 % aufgegeben. Dies ist das Ergebnis
einer durch und durch landwirtschaftsfeindlichen
Politik der Regierung Schröder. 

Überreglementierung in der Futtermittelgesetz-
gebung, bürokratische Aufzeichnungspflichten
und national überzogene Umsetzungen von EU-
Richtlinien belasten die Branche. Die im Jahr 2001
verschärften Schwellenwerte für Unverträglich-
keitsprüfungen und Bundes-Immissionsschutz-Ge-
nehmigungen haben dazu geführt, dass die Bau-
genehmigungen für Ställe, Scheunen und andere
landwirtschaftliche Gebäude seit Jahren immer
weiter zurückgehen. Außerdem hat die rot-grüne
Bundesregierung die Bundeszuschüsse zur land-
wirtschaftlichen Unfall- und Krankenversicherung
gekürzt, so dass für die Betriebe erheblich höhe-
re Beiträge zu zahlen sind. Die Steuerbelastung
für Agrardiesel ist seit 1998 beinahe auf das
Vierfache erhöht worden, die deutschen Landwirte
zahlen EU-weit den höchsten Steuersatz von
durchschnittlich 40 Cent je Liter, andere EU-Länder
wie Frankreich, Österreich und Schweden haben
diese Steuern sogar gesenkt. Hinzu kommt jähr-
lich eine halbe Milliarde Euro Ökosteuer.

LANDWIRTSCHAFT UND VERBRAUCHERSCHUTZ:
KONFRONTATION, IDEOLOGIE, BÜROKRATIE

9
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KRIMINALITÄTSBEKÄMPFUNG: 
SPIELRÄUME NICHT AUSGENUTZT

Die Organisierte Kriminalität agiert zunehmend
grenzüberschreitend und international. Sie nutzt

die Möglichkeiten modernster Kommunikations-
mittel. Nur ein hartes Durchgreifen gegen alle
Erscheinungsformen der Organisierten Krimi-
nalität wie Schwarzarbeit, Menschenhandel,
Zwangsprostitution, Drogen- und Waffenhandel

Die Bedrohungen durch den internationalen Terro-
rismus, grenzüberschreitend agierende Organi-
sierte Kriminalität und die Herausforderungen im
Zivil- und Katastrophenschutz verlangen eine ver-
antwortungsvolle und handlungsfähige Politik
der inneren Sicherheit zum Schutz der Bürger-
innen und Bürger. Dagegen war die rot-grüne
Politik in diesem sensiblen Bereich stets gekenn-
zeichnet von ideologischen Grabenkämpfen und
koalitionsbedingten Lähmungen. So bleibt der
Schutz für unser Land am Ende von knapp sieben
Jahren Rot-Grün letztlich nur Stückwerk.

ABWEHR VON TERRORISMUS UND 
EXTREMISMUS: ZU KURZ GESPRUNGEN

Nach den Anschlägen des 11. September 2001
wurden mit den Sicherheitspaketen I und II Maß-
nahmen für einen besseren Schutz der Bevöl-
kerung vor terroristischen Bedrohungen in Kraft
gesetzt. Die Union hat alles unterstützt, was
einer Verbesserung der Sicherheitslage dient.
Die Koalition hat dagegen nicht alle Regelungen
umgesetzt, die zu einer Verbesserung der Sicher-
heit vor Terrorismus und Extremismus notwendig

wären. So hat Rot-Grün keine ausreichende Ant-
wort darauf gegeben, wie verhindert werden
kann, dass Deutschland Ruhe-, Rückzugs- und
Vorbereitungsräume für den internationalen Ter-
rorismus bietet. Vorschläge der Union wie die
Wiedereinführung einer Kronzeugenregelung, die
Schaffung eines gemeinsamen Zentrums zur
Terrorismusbekämpfung und die Einrichtung einer
Anti-Terror-Datei hat die Regierung Schröder
nicht aufgegriffen. Mangelnde Integration und
Extremismus sind der Nährboden für Terroristen.
Wer seine Integration verweigert, unsere Ge-
setze verletzt oder unseren gesellschaftlichen
Frieden stört, darf auf Dauer nicht in Deutschland
bleiben. Rot-Grün hat hierfür nicht die entspre-
chenden Rahmenbedingungen geschaffen. Statt-
dessen hat die „Visa-Affäre“ offenbart, dass Rot-
Grün alle Sicherheitsbedenken über Bord wirft,
um eine ideologische Zuwanderungspolitik im
Zweifel sogar gegen Geist und Inhalt der
Schengen-Bestimmungen umzusetzen.

ZU WENIG GETAN FÜR DEUTSCHLANDS SICHERHEIT10
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EUROPA IN DER KRISE

Die Stärke deutscher Europapolitik von Adenauer
bis Kohl lag in ihrer Berechenbarkeit und ihrer
Rücksichtnahme auf die kleinen und mittleren
Staaten der EU. Bundeskanzler Schröder hat seit
1998 alles getan, um das traditionelle Vertrauen
unserer Partner in die Verlässlichkeit deutscher
Europapolitik zu untergraben: Die Aushöhlung
des Stabilitäts- und Wachstumspaktes, die skan-
dalöse Ausgrenzung Österreichs und vor allem
die Arroganz der Bundesregierung gegenüber
den kleinen und mittleren Mitgliedstaaten der
Europäischen Union sind nur drei Beispiele für
diese schädliche Politik. Zugunsten kurzfristiger
Showeffekte wurden damit die langfristigen
Interessen unseres Landes beschädigt. Rot-Grün
hat in Europa das Vertrauen in die deutsche Politik
verspielt. Am Ende von sieben Jahren Schröder/
Fischer steht eine gescheiterte Europapolitik: mit
fehlender europäischer Vertiefung, Unklarheit
über den künftigen EU-Finanzrahmen, einem aus-
gehöhlten Stabilitätspakt sowie mangelnder
Einigkeit in der Außen- und Sicherheitspolitik. Die
Erweiterung der EU ist durch die Entscheidung,

Beitrittsverhandlungen mit der Türkei am 3. Ok-
tober zu beginnen, in eine Akzeptanzkrise geraten.
Und die übertriebenen Erwartungen, die Schröder
in der Türkei geweckt hat, belasten das Verhält-
nis zu einem wichtigen Partner und Freund
Deutschlands. Eine Aufnahme der Türkei würde
die EU politisch, wirtschaftlich und institutionell
überfordern, ihre Identität in Frage stellen und
die Gefahr einer Rückentwicklung zu einer
Freihandelszone in sich bergen. Der Idee einer
Privilegierten Partnerschaft als richtige Alter-
native für den geschätzten NATO-Partner Türkei
haben sich Schröder und Fischer verweigert.

KEIN AUSSENPOLITISCHER KOMPASS

Im transatlantischen Verhältnis hat es immer
wieder unterschiedliche Meinungen selbst in
wichtigen Fragen gegeben. Unter den Regierun-
gen von Adenauer bis Kohl wurden solche Dif-
ferenzen im Geiste der Freundschaft ausgetragen
und durch Kompromisse ausgeräumt. Anstatt mit
Meinungsunterschieden wie unter Freunden
umzugehen, hat die Regierung Schröder erstmals
in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland
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kann zum Erfolg führen. Rot-Grün verweigert sich
dieser Erkenntnis und hat im Laufe der Legis-
laturperiode immer wieder abgelehnt, neue Ins-
trumente zur Bekämpfung verschiedener Krimi-
nalitätsarten einzuführen. Ob es um die Einfüh-
rung einer elektronischen KfZ-Kennzeichen-
Erkennung, um die Speicherung von Telekommu-
nikationsdaten oder um die Errichtung einer
Warndatei zur Bekämpfung von Schleuserkrimi-
nalität geht – Rot-Grün ist entsprechenden For-
derungen der Union nicht gefolgt. Bei der akusti-
schen Wohnraumüberwachung und der Auswei-
tung der DNA-Analyse konnte zwar wenigstens
ein Konsens erzielt werden. Aber die verfas-
sungsmäßigen Spielräume wurden bei weitem
nicht genutzt. Die Arbeit der Ermittlungsbehör-
den wird so weiter unnötig behindert und in ihrer
Effizienz eingeschränkt.

ZIVIL, KATASTROPHEN- UND 
HEIMATSCHUTZ OHNE PERSPEKTIVE

In den sieben Jahren rot-grüner Regierungsver-
antwortung ist es unterblieben, den Zivil- und
Katastrophenschutz nachhaltig zu stärken und so

auf die aktuellen Herausforderungen einzustel-
len. So fehlt nach wie vor die Errichtung eines
bundesweit einheitlichen Digitalfunknetzes.
Außerdem muss die Bundeswehr in Fällen terro-
ristischer Bedrohung zum Schutz ziviler Objekte
und zur Abwehr von ABC-Gefahren eingesetzt
werden können. Dazu ist eine Klarstellung im
Grundgesetz erforderlich, der sich Rot-Grün ver-
weigert hat. Weiterer Kritikpunkt ist die einseiti-
ge Ausrichtung der Bundeswehr auf Auslands-
einsätze. Zwar wird unsere Sicherheit auch am
Hindukusch verteidigt, doch ebenso sehr gilt es,
die Heimat vor Ort in Deutschland zu schützen.
Die Vernachlässigung der Landesverteidigung
unter Rot-Grün spiegelt sich wider in der
Schließung von mehr als 230 Standorten seit 1998,
in der Auflösung der Reservelazarettgruppen
sowie in der Aufgabe eines Großteils der nicht-
aktiven Truppenteile. Darüber hinaus haben die
stetige Truppenreduzierung sowie die Schwächung
der Wehrpflicht unter Rot-Grün die Möglichkei-
ten der Bundeswehr mit Blick auf den Zivil- und
Katastrophenschutz eingeschränkt.
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Rot-Grün kam wenige Jahre vor Beginn des
21. Jahrhunderts in Regierungsverantwor-
tung, hat aber nie zu Antworten gefunden,
die zu den Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts wirklich passen. 

Die Regierung arbeitete in der Wirtschafts-, Ar-
beits- und Sozialpolitik ungeachtet einiger richti-
ger Vorstöße letztlich ohne Richtung, ohne Ziel,
ohne Ausdauer und ohne Plan. Kam man unter
Druck, führten die alten Reflexe zu bürokratischen
Regeln und zentralistischen Vorgaben. Wegen
innerer Widersprüche traf Rot-Grün immer häufi-
ger den Punkt, an dem Reformen schon weh taten,
aber noch nicht halfen. So wurde die Reform-
bereitschaft der Menschen missbraucht und poli-
tisches Vertrauen aufgebraucht. Im Ergebnis hat
Deutschland volkswirtschaftliche Substanz verlo-
ren und ist im europäischen wie internationalen
Maßstab weit zurückgefallen. 

Die Europa-, Außen- und Sicherheitspolitik wurde
vorrangig aus innenpolitischen und taktischen Mo-
tiven heraus betrieben, das Verständnis für histo-
rische Linien und internationale Zusammenhänge

erwies sich dabei als gefährlich unterentwickelt.
Deutschland hat dadurch gegenüber seinen Nach-
barn, Freunden und Partnern an Vertrauen verloren.
Seine Bewegungsspielräume sind enger gewor-
den, die wohlverstandenen deutschen Interessen
haben wiederholt Schaden genommen.

Einzig in der Innen- und Gesellschaftspolitik hat
Rot-Grün einen Gestaltungsanspruch erhoben,
dieser aber war stark ideologisch gefärbt. Mit der
doppelten Staatsangehörigkeit und den ursprüng-
lichen Zuwanderungsregeln sollte der Weg zu
einer multikulturellen Gesellschaft eingeschlagen
werden. Mit der Ökosteuer wollte man die Men-
schen drängen, auf individuelle Mobilität zu ver-
zichten. Mit den Vorstößen zu einer Angleichung
der gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaften
an die grundgesetzlich geschützte Ehe ging man
weit über den Schutz vor Diskriminierung hinaus
und nahm in Kauf, dass dadurch Ehe und Familie
als Keimzellen unserer Gesellschaft relativiert wur-
den. Zuletzt hoffte man, mit dem Antidiskrimie-
rungsgesetz durch Rechtsanwälte und Gerichte ein
moralisches Wohlverhalten der Bürger in ihren per-
sönlichen Angelegenheiten erzwingen zu können.
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diese zum Anlass genommen, antiamerikanische
Ressentiments zu schüren und innenpolitisch aus-
zubeuten. Zudem wurde mit Frankreich und Russ-
land eine Achse gegen den Bündnispartner Ame-
rika geschmiedet und öffentlich gegen die USA
agitiert. Diese Politik führte im Februar 2003 die
NATO in eine schwere Krise und spaltete Europa.

In seiner Russland-Politik agiert Kanzler Schröder
ohne Wertemaßstab. Deutschland hat ein Inter-
esse an einer guten Zusammenarbeit mit Russ-
land, doch müssen an Russland die gleichen
rechtlichen und moralischen Maßstäbe angelegt
werden, die der Westen sonst für verbindlich
hält. Hingegen ist die rot-grüne Russland-Politik
gekennzeichnet von Leisetreterei, Opportunismus
und Anbiederung. Den russischen Präsidenten
Putin nennt Schröder einen „lupenreinen Demo-
kraten“, obwohl Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit in Rußland immer mehr eingeschränkt
werden. Nicht zuletzt äußern unsere Partner in
Mittel- und Osteuropa offen ihre Sorge, Deutsch-
land betreibe eine Achsenpolitik mit Moskau über
ihre Köpfe hinweg und möglicherweise gegen
sie. Dies weckt schlimme Erinnerungen bei ihnen

und unterminiert die europäische Einigung.

Auch in der China-Politik handelt die Bundesre-
gierung ohne festen Kompass. Der Bundeskanzler
setzte sich – einmal mehr ohne sich in der EU und
mit den USA abgesprochen zu haben – für die Auf-
hebung des EU-Waffenembargos gegenüber China
ein, obwohl gravierende sicherheits- und men-
schenrechtspolitische Gründe dagegen sprechen.
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Im Rückblick wird deutlich, wie sehr die rot-grüne
Koalition der letzten sieben Jahre für eine Politik
steht, die mit Aktion begann, aber regelmäßig in
Aktionismus überging; eine Politik, die Beweg-
lichkeit zeigen wollte, aber sich allzuhäufig in
Beliebigkeit verlor; eine Politik, die die Bürger mit
immer neuen Reformansätzen konfrontierte,
denen dann die Reformabbrüche auf dem Fuße
folgten. Das rot-grüne Politikverständnis war ge-
prägt von einer Haltung des Modernismus, der
sich im Kern als werteindifferent und haltlos er-
wies und gerade deswegen nicht den Anfor-
derungen der Zeit entsprach. Dieser Politikansatz
ist vollständig gescheitert. Die Menschen wollen
eine Politik, die Verlässlichkeit des staatlichen
Handelns mit Vertrauen in den Bürger und seine
Fähigkeiten verbindet. Die Menschen wissen, dass
es ein Zurück in die Vergangenheit nicht gibt und
wollen deswegen, dass Deutschland seine Chan-
cen in der Globalisierung nutzt. Die Menschen
suchen Halt und Sicherheit unter veränderten
Bedingungen. Politik zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts muss Zukunftsfähigkeit und Stabi-
lität des Gemeinwesens verbinden. Das ist
ihre zentrale Aufgabe. 
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